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heute beraten wir unseren Antrag zur Einsetzung eines PUA um Geschehnisse aufzuarbeiten, die unser Justizsystem in NRW noch heute in Frage stellen.

Dabei ist es wichtig, dass es sich bei dem PUA nicht um eine "Waffe" der Opposition handelt, sondern um ein Instrument des Parlaments.

Bereits 1918 hat Max Weber zu Recht die Einführung einer Minderheiten-Enquete als "zentrale Weichenstellung für eine Entwicklung des Parlamentarismus" bezeichnet.

Dementsprechend gibt Art. 41 unserer Verfassung uns allen, dem Landtag als Ganzes, das Recht, Untersuchungsausschüsse einzurichten, ein hohes Gut, welches es zu achten gilt.

Nach § 1 des Untersuchungsausschussgesetzes NRW hat ein solcher Assschuss die Aufgabe, Sachverhalte, deren Aufklärung im öffentlichen Interesse liegen zu untersuchen - und nichts anderes verfolgt die SPD-Fraktion mit diesem vorliegenden Antrag. 

Denn am 11. November 2007 erfolgte unter der Obhut des Staates in der Justizvollzugsanstalt Siegburg eine grausame Tat - unter der Aufsicht von Justizwachtmeistern wird ein 20 jähriger junger Mann, Hermann über mehr als 20 Stunden drangsaliert, gequält, sexuell missbraucht, gedemütigt und bestialisch umgebracht.

Dieses geschah, nachdem er in diesem Zeitraum einmal um Hilfe gerufen, um sein Leben gekämpft hatte, die Justizbediensteten aber durch Ausreden der Täter nicht zu Hilfe kamen.

Als dieser junge Mann sich dann schon nicht mehr wehren und bemerkbar machen konnte, als er mit seinem Überleben rang, wurde die Zelle kontrolliert, weil sich benachbarte Häftlinge über Lärm beschwerten. Bei dieser Kontrolle fiel den Justizbediensteten nicht auf, dass dort im Bett ein wehrloser, gequälter um sein Leben kämpfender 20jähriger Mann lag. Sie verließen die Zelle, ohne geholfen zu haben.

Die drei Täter setzen ihr Martyrium mit diesem jungen Mann fort, hängten ihn auf, ließen ihn in dem Glauben, jetzt sei sein Leben beendet, hängten ihn erneut auf und dieser junge Mann starb in dieser Zelle, nachdem er unmenschliche physische und psychische Qualen durchlitten hat. Unser aller Mitgefühl gilt der Familie des verstorbenen jungen Mannes.

Ein Justizskandal ohnegleichen, einmalig nicht nur in NRW, sondern in der gesamten Bundesrepublik. Und nun fragen sich seitdem alle - wie konnte diese schreckliche Tat nur geschehen?

Deshalb liegt es im Interesse der Öffentlichkeit, genau diese Frage transparent und nachvollziehbar zu beantworten. Wie waren die Verhältnisse in Siegburg und im Jugendvollzug in NRW im November 2006 und waren sie vielleicht schon vorher nicht geeignet, eine solche Tat zu verhindern.

Ich möchte in diesem Zusammenhang darauf hinweisen, dass viele glaubten, die SPD werde die Gelegenheit nutzen und nur einen Zeitraum untersuchen wollen, der seit der Landtagswahl 2005 gelte - weit gefehlt.

Wir haben absichtlich den Zeitraum seit dem 1. Januar 2003 erfasst, damit fällt ein Zeitraum von 2 ½ Jahren unserer eigenen Regierungszeit und übrigens eines SPD-Justizministers in die Untersuchung und nur 1 ½ Jahre in Ihren Verantwortungsbereich, Frau Ministerin - im Gegensatz zu Ihnen verfolgen wir eine lückenlose Aufklärung.

Aber warum benötigen wir einen PUA, um die von uns im Antrag formulierten fünf Fragen zu beantworten? Weil das Ministerium bis zum heutigen Tage die Antworten auf drängende Fragen nicht, nur unvollständig oder sachlich falsch gegeben hat.

Heute - vier Monate nach der Tat fragen wir uns, gibt es denn noch immer nichts neues zu berichten? Wir , das Parlament, haben nichts gehört, der Rechtsausschuss, keine Reaktion der Ministerin, in der Vollzugskommission, nichts, nicht einmal bei einem Besuch in der JVA Siegburg am 15. Januar, keine weitergehende Information. Wie hatte sich Frau Ministerin MP noch ausgedrückt?

"Wir müssen und wir werden den grausamen Mord in der JVA Siegburg lückenlos

aufklären."

Das haben Sie Frau Ministerin am 6. Dezember letzten Jahres vollmundig verkündet - seitdem ist Funkstille.

Sie glauben, sie könnten diesen Vorfall aussitzen, totschweigen, es werde sich niemand mehr darum kümmern - aber so nicht.

Wie stellt sich eine erste Bilanz Ihrer lückenlosen Aufklärung dar?

1. Da wird dieser junge Hermann zusammengelegt mit einem Mitgefangenen, bei welchem dem Staat bekannt war, das es sich um einen Gewalttäter mit "ungezügelter Gewaltbereitschaft" handelt und seinem Schicksal überlassen. Wie das passieren konnte - keine Antwort des Ministeriums!

2. In der Vollzugskommission sagt uns Ihr Ministerium, die Tat sei auf einer Zelle geschehen, die für vier Häftlinge ausgelegt gewesen sei; am nächsten Tag dann die Wahrheit, es war nur eine Dreier-Zelle. Falschinformation!

3. Da werden von Landesbediensteten Fotos aus Justizakten verkauft - trotz der Brisanz des zugrundeliegenden Falls gelingt es ihrem Hause nicht, so etwas zu verhindern!

4. 51 Beschwerden über die Bedingungen in Siegburg von Januar 2005 bis November 2006 haben Ihnen vorgelegen - keine dieser Beschwerden hat Sie dazu veranlasst, sich selbst um Siegburg zu kümmern oder dafür zu sorgen, dass eine Kontrolle erfolgt!

5. Die JVA Siegburg gibt nach Rücksprache mit der StA eine Pressemitteilung  heraus, wonach es sich um einen Suizid gehandelt hat - diese Pressemitteilung ist nachweislich falsch!

6. Der Anstaltsleiter und sein Stellvertreter müssen versetzt werden, aber erst, nachdem immer mehr Vorwürfe laut werden, es habe in Siegburg zahlreiche Fälle von Gewalt gegeben!

7. Das ist der Anstaltsleiter, der nachdem ihm bekannt ist, das in der von ihm geleiteten JVA ein bestialischer Mord geschah, am nächsten Tag zu einer Fortbildung fährt - und muss durch Sie zurück beordert werden!

8. Im geschlossenen Jugendvollzug gab es eine Überbelegung von 110,1 %, das war Ihnen bekannt, dennoch haben Sie erst jetzt - in operativer Hektik - die Schaffung von Jugendhaftplätzen veranlasst! Da wird uns interessieren, ob diese ganze Hektik überhaupt zu irgendeinem verwertbaren Ergebnis geführt hat!

9. Über Wochen setzen Sie sich nicht mit der Familie des jungen Hermann in Verbindung - bis heute fragen wir uns, was Sie zu dieser unangemessenen Verhaltensweise verleitet hat?

und ich könnte die Liste endlos fortsetzen, aber

10. der Vorwurf, den ich Ihnen im Ausschuss gemacht habe und auf den Sie bis zum heutigen Tage nicht geantwortet haben ist, dass Sie im Dezember 2005 von einer Misshandlung in einer Gemeinschaftszelle erfahren und eine Studie in Auftrag geben. Während diese Studie erstellt wird erfahren Sie von einer weiteren Misshandlung am 17. April 2006 und machen gar nichts. Keine Reaktion, das Ihnen das Ergebnis der Studie vielleicht zu lange dauert, keine Regung den in der Gemeinschaftsbelegung Gefährdeten helfen zu wollen und stattdessen - verkünden Sie am 7. Juli gegenüber der Presse, in NRW werde der Jugendstrafvollzug den Vorgaben des Urteils des Bundesverfassungsgerichts gerecht. Das war nachweislich falsch, denn das Gericht hat doch gerade vor der Überbelegung in Gemeinschafts-zellen gewarnt.

Sie sind in Ihrer Gesamten Amtszeit sehenden Auges bürokratische Verwalterin Ihres Ministeriums gewesen, der Zug rollte auf die JVA Siegburg zu und kam dort an und entgleiste.

Es ist Ihre Aufgabe, im Vollzug dafür zu sorgen, dass Straftaten nicht ermöglicht und wenn geschehen, konsequent verfolgt werden. Haben wir nicht durch den Bericht des kriminologischen Dienstes und der Werthebach-Kommission erfahren, dass viele Straftaten gar nicht angezeigt, teilweise Anzeigen nicht weiter geleitet und Berichtspflichten nicht erfüllt werden?

Von einer Justizministerin hätten wir nach den Vorfällen Ihres ersten Jahres ein hartes Durchgreifen erwartet, nicht nur gegenüber den Straftätern in den JVA´s, sondern auch gegenüber den Leitungen der JVA´s, den dort Beschäftigten und der Fachaufsicht Ihres Hauses. Ihr Justizvollzugsamt hat in Siegburg versagt, Sie hatten die Aufsicht darüber, Sie haben sich nicht dafür interessiert und die Konsequenzen, sind Ihnen, uns und der Familie des Getöteten jungen Hermann bekannt.

Auch in den letzten Wochen haben Sie uns nicht informiert. 

Schwere Gewalt-Vorfälle aus anderen JVA´s waren Ihnen nicht bekannt, weil sie einfach nicht gemeldet wurden, so z.B. in Siegen.

Das von Ihnen eingeleitete Disziplinarverfahren soll eingestellt worden sein, haben wir der Zeitung entnommen, eine Unterrichtung des Ausschusses erfolgte nicht. Das muss man sich mal vorstellen, sie haben sich in der Rechtsausschuss-Sitzung vom 23. November noch damit verteidigt, sie seien nur deshalb nicht informiert gewesen, weil der Anstaltsleiter seine Berichtspflichten verletzt habe. Hat er diese nun verletzt, oder waren sie einfach nur unzulänglich informiert. Gab und gibt es überhaupt ein Berichtswesen? Lücke in Ihrer Aufklärung!

Im Dezember dürfen wir ebenfalls der Zeitung entnehmen, dass die Zelle, die renoviert wurde und zur Überbelegung führte, bereits fertig gestellt, jedoch die Überbelegung nicht aufgehoben wurde, von Ihnen haben wir dieses nicht erfahren. So können Sie mit dem Parlament, mit dem Ausschuss und der Familie des jungen Hermann nicht umgehen. Lücke in Ihrer Aufklärung!

In der Ausschuss-Sitzung vom 16. November haben Sie Frau Ministerin gesagt "…dass es keinen Anhaltspunkt dafür gibt, dass dieser Vorfall auf Personalnot zurückzuführen ist.

Nun haben Sie in Siegburg das Personal um 25 Stellen aufgestockt, da liegt es doch auf der Hand, das die Personalsituation ein Grund war. Den Grund für die Aufstockung haben Sie uns nicht genannt. Lücke!

Die Werthebach-Kommission ist zu dem Ergebnis gekommen, dass Versäumnisse in der Aufsicht den reinen Verwahrvollzug in Siegburg toleriert und damit nach unserer Auffassung den Tod des Gefangenen erlaubt haben.

Sie Frau Ministerin haben gesagt, sie fühlten sich in Ihrer Einschätzung bestätigt, Anfang 2006 entschieden zu haben, das Landesjustizvollzugsamt Ende 2007 zu schließen. Aber wenn das doch Ihre negative Einschätzung zu Beginn 2006 war, warum haben sie da nicht schon eingegriffen? Lücke!

In der Rheinischen Post dürfen wir gestern lesen, dass voraussichtlich in diesem Monat die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft Bonn abgeschlossen werden können - in der Zeitung muss das Parlament dies lesen. Lücken so groß wie Scheunentore!

Wir haben ja noch den Jahreswechsel abgewartet weil wir glaubten, Sie würden den Besuch der Vollzugskommission in Siegburg am 15. Januar oder Ihr in Auftrag gegebenes Gutachten, welches Sie am 17.1. dem Rechtsausschuss vorgestellt haben nutzen, um uns weiter in der Sache zu informieren.

Da dort nichts, aber auch gar nichts von Ihnen gekommen ist, haben wir uns kurz darauf zu dem heute vorliegenden Antrag entschieden. Es lag in Ihren Händen, für die von Ihnen zugesagte lückenlose Aufklärung zu sorgen.

Selbst als wir am 17.1. wegen der mehr als zwei Monate andauernden Versiegelung der Zelle nachfragten haben Sie mitgeteilt, sie "vermuteten zur Beweissicherung" und bei den Ausschuss-Sitzungen im Februar und März keine Informationen.

Und während wir unseren Antrag zu diesem einmaligen Justizskandal einreichen, holt uns die Aktualität wieder ein und es gibt einen zweiten einmaligen Justizskandal in Mönchengladbach, wo ein mit Haftbefehl gesuchter Straftäter in deutschen Amtsgerichten ein und aus geht, mit Waffe oder ohne, niemand in der Justiz es schafft, binnen 80 Minuten für eine Verhaftung zu sorgen und dieser Mann nun zwei Frauen auf offener Straße niederstreckt, kaltblütig erschießt. Auch hier gilt unser Mitgefühl der Familie der getöteten Frauen.

Frau Ministerin, als der junge Hermann in Ihrer JVA Siegburg gefoltert und ermordet wurde nannten Sie dies einen "tragischen Tod, den wir hätten verhindern müssen"

Nun bei dem Vorfall in Mönchengladbach, haben Sie es "Die Tat hätte verhindert werden können" genannt- können, müssen, die Formulierung ähnelt sich doch sehr.

Wollen Sie den Familien, die bei unvorstellbarem Justizversagen ihre Angehörigen verlieren jetzt im vierteljährlichen Wechsel sagen, dass eine grausame Tat hätte verhindert werden können oder müssen und Sie aber nun alles ausermitteln? Ist das Ihre Antwort auf eklatante Mängel, die in Ihrer Verantwortung liegen

In Mönchengladbach haben Sie - im Gegensatz zu Siegburg - selber ein Versagen der Justiz zugegeben und in der Ausschuss-Sitzung der letzten Woche haben Sie deutlich gemacht, Sie hätten Zweifel am richtigen Verhalten der Staatsanwaltschaft, haben sogar selbst das Verhalten der Eilstaatsanwältin und des Oberstaatsanwaltes kritisiert.

Zu Siegburg haben Sie uns gesagt, Sie hätten keine Gespräche geführt, hätten sich nicht eingemischt um die Ermittlungen nicht zu beeinflussen oder durch eigene Stellungnahmen zu vereiteln, in Mönchengladbach geht das dann auf einmal. Das verstehe wer will.

Und erneut ist auch in Mönchengladbach eine Pressemitteilung in Ihrem Verantwortungsbereich falsch, wo von der Verantwortlichkeit der Justiz abgelenkt werden soll und behauptet wird, der Haftbefehl gegen den Täter sei nur unter Bedingungen vollstreckbar gewesen. Das ist ein Stück aus dem Tollhaus.

Kann in Ihrem Verantwortungsbereich eigentlich jeder machen was er will - werden Pressemiteilungen im Namen des Landes NRW bei Suiziden oder Mordfällen eigentlich mit Ihnen abgesprochen? Oder weiß eher ständig die reche Hand nicht, was die linke tut? Wie kann es nur zu diesen ständigen Pannen kommen?

Das sind Fragen, die nicht nur wir uns stellen, sondern die sich die Menschen in unserem Land stellen. Es wird unverhohlen Kritik an unserer Justiz, insbesondere ihrer Leistungsfähigkeit und Effizienz geäußert. Was aber am schlimmsten ist, das ist der noch nie dagewesene Vertrauensverlust in NRW, das der Glaube an ein funktionierendes Justizsystem in den Grundfesten erschüttert ist. Und dafür tragen Sie Frau Ministerin die politische Verantwortung.

Als Richterin mag für Sie interessant gewesen sein, ob irgendeine Partei eine Kausalität beweisen kann - darum geht es jedoch bei Ihrem Amt nicht. Hier geht es um die Verantwortung, dass binnen vier Monaten in NRW drei Menschen sterben, die heute noch leben würden, wenn die Justiz funktioniert hätte.

Und für diese fehlende Funktionsfähigkeit tragen Sie die Verantwortung. 

Wir werden mit dem heute einzusetzenden PUA die Fragen der Menschen in unserem Land beantworten - zum Wohle der hier lebenden Menschen, der in der Justiz tätigen Personen, zur lückenlosen Aufklärung gegenüber den Familien und zu guter Letzt, zum Wohle der Justiz.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
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